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CVP widerspricht sich selber
FINANZPOLITIK Die CVP 
schiesst scharf gegen Finanz-
direktor Marcel Schwerzmann. 
Gleichzeitig singt ihre Vize- 
präsidentin ein Loblied auf die 
Finanzpolitik der letzten Jahre.
Was gilt jetzt?

LUKAS NUSSBAUMER
lukas.nussbaumer@luzernerzeitung.ch

Die Luzerner Finanzpolitik sei «kon-
zeptlos», es fehle «die Strategie, die 
ordnende Hand des Finanzdirektors».
Mit diesen Worten wettern CVP-Frak-
tionschef Ludwig Peyer und Vizepräsi-
dentin Yvonne Hunkeler in der jüngsten
Ausgabe des Parteiblatts «Konkret» 
gegen den parteilosen Finanzdirektor 
Marcel Schwerzmann. Im gleichen Bei-
trag des am Montag in alle Haushalte
verteilten Blatts kündigt die Grosspartei
zwei Vorstösse an. Im ersten verlangt
die Partei eine Finanz- und Aufgaben-
reform, im zweiten eine Revision des
Steuergesetzes (Ausgabe von gestern).

«Luzern nicht schlechtreden»
Gestern nun widerlegte Yvonne Hun-

keler, die in der kantonsrätlichen Spezial-
kommission zum Sparpaket mitgearbei-
tet hat, ihre eigenen harten Vorwürfe an 
Schwerzmann. In ihrem «Brief aus dem
Kantonsrat», veröffentlicht im «Willisau-
er Boten», schreibt sie Sätze wie: «Wir 
sollten den Kanton Luzern nicht
schlechtreden.» Oder: «Im Vergleich zu 
anderen Kantonen können wir in vieler-
lei Hinsicht stolz sein.» Oder: «Wir stehen 
finanziell auf gesunden Beinen.» 

Hunkeler zählt auf, welche Aufgaben 
der Kanton Luzern gut gelöst hat: die 
Aufgaben- und Finanzreform, die Sanie-
rung der Luzerner Pensionskasse, die 
Privatisierung der Luzerner Kantonal-
bank, die gelungene Vorbereitung auf 
die Unternehmenssteuerreform 3 des 
Bundes. Zumindest für letzteres Projekt
trägt der arg kritisierte Marcel Schwerz-
mann eine Mitverantwortung.

Auf Anfrage verteidigt Yvonne Hun-
keler ihre Beiträge. Im «Brief aus dem
Kantonsrat» habe sie «in erster Linie 
einen Blick in die Vergangenheit ge-
worfen», die Kritik an Schwerzmann
beziehe sich «vor allem auf das Spar-
paket und die künftige Finanzpolitik».

Will CVP das Finanzdepartement?
Die auffallend oft vorgebrachte Kritik 

der CVP an Marcel Schwerzmann wirft 
folgende Frage auf: Will die CVP
Schwerzmann aus der Regierung bug-
sieren? Anfang Oktober präsentierte die
CVP nämlich die Option, in einem zwei-
ten Wahlgang mit einem dritten Regie-
rungsratskandidaten anzutreten. Doch
Parteipräsident Pirmin Jung sagt, das 
Aufbauen eines dritten Kandidaten ge-
niesse «keinen Vorrang. Unser Hauptziel 
ist es, dass Guido Graf und Reto Wyss 
im ersten Wahlgang bestätigt werden.»

Eher möglich sei, im zweiten Wahl-
gang einen Kandidaten einer anderen
Partei zu unterstützen. Meint Jung damit 
SVP-Kandidat Paul Winiker? «Möglich»,
sagt der CVP-Präsident. Und Jung sagt
auch: «Sollte Marcel Schwerzmann die
Wiederwahl wirklich verpassen, ist es
für mich auch denkbar, dass Guido Graf 
oder Reto Wyss das Finanzdepartement 
übernehmen.»

Schwerzmann nur ein «Buchhalter»?
Yvonne Hunkeler sagt, dass sie keine

Absichten habe, Regierungsrätin zu wer-
den. Sie betreibe «einfach gerne Finanz-
politik». Und diese, betont die Verwal-
tungsratspräsidentin der Verkehrsbetrie-
be Luzern, sei in den letzten Jahren «zu
stark von einem buchhalterischen Den-
ken geprägt gewesen statt vom Blick in 
die Zukunft».

Blick von der Tribüne in den Kantonsratssaal, wo die 
CVP mit 39 von 120 Sitzen die Mehrheit hält.

Bild Manuela Jans

NACHRICHTEN
Autofahrer prallt 
in Baumstrunk
GEUENSEE red. Auf der Kehr-
haldenstrasse ist am Montag ein 
Autofahrer verunfallt. Kurz vor 
13.30 Uhr kam sein Wagen von 
der Strasse ab, fuhr über eine Wie-
se und prallte gegen einen Baum-
strunk. Dabei wurde der Autofah-
rer leicht verletzt. Es entstand ein
Sachschaden von zirka 7000 Fran-
ken. Die Polizei sucht Zeugen 
(041 248 81 17). 

Neues Buch zu 
Holocaust-Tag
PUBLIKATION red. Das Bildungs- 
und Kulturdepartement hat mit 
«Menschen mit Zivilcourage» eine 
neue Publikation herausgegeben. 
Das Buch thematisiert den Kampf 
unterschiedlicher Menschen gegen 
Intoleranz und Unrecht und ist 
Teil des Holocaust-Erinnerungs-
tages, der vom 10. Dezember bis 
zum 27. Januar an den Luzerner 
Schulen stattfindet. Die Publika-
tion richtet sich laut einer Mittei-
lung sowohl an Schüler und Lehr-
personen wie auch an eine breite 
Öffentlichkeit. 
Das Buch kann für 20 Franken beim 
Bildungs- und Kulturdepartement unter  
info.dgym@lu.ch oder telefonisch unter 
041 228 53 55 bestellt werden. Unter 
www.27-Januar.lu.ch kann es kostenlos 
heruntergeladen werden.

Kanton blitzt beim Bundesgericht ab
BÜRON Ein Grundeigentümer wehrt sich
gegen die geplante Sanierung des Dorfbachs. 
Das Bundesgericht gab ihm nun Recht.

Das Verfahren um die Sanierung des
Dorfbaches in Büron muss neu aufge-
rollt werden. Das Bundesgericht wirft 
den Luzerner Behörden vor, einem 
Grundeigentümer zu Unrecht den Ein-
blick in die Amtsberichte der involvier-
ten kantonalen Dienststellen verweigert 
zu haben. 

Um die Hochwassergefahr zu reduzie-
ren, die vor allem durch anfallendes 
Geschiebe und Holz verursacht wird,
beabsichtigt der Kanton Luzern, den
Dorfbach zu sanieren. Geplant ist ins-
besondere der Bau einer Geschiebe- und
Schwemmholzrückhalteanlage unterhalb 
der Brücke über die Risistrasse.

Einsprache gegen Projekt
Gegen das im Kantonsblatt publizier-

te Wasserbauprojekt erhob der Eigen-
tümer zweier Grundstücke, die teilweise 
für das Vorhaben beansprucht werden,

Einsprache. Ohne Erfolg. Der Regierungs-
rat wies die Einsprache ab und bewillig-
te das Wasserbauprojekt. Auch eine Be-
schwerde des Grundeigentümers beim 
Luzerner Verwaltungsgericht (heute Kan-
tonsgericht) blieb ohne Erfolg.

Einsicht in Dokumente verweigert
Der Grundeigentümer gab sich nicht 

geschlagen und zog den Streit vors 
Bundesgericht. In seiner Beschwerde
beanstandete er, dass ihm die Einsicht
in die Amtsberichte der diversen in das
Verfahren involvierten Dienststellen mit 
der Begründung verweigert worden war, 
es handle sich um «verwaltungsinterne» 
Unterlagen. Es sei ihm deshalb beispiels-
weise nicht möglich gewesen, sich de-
tailliert zur Standortgebundenheit des 
Wasserbauprojekts zu äussern, da ihm
die von den Behörden zusammengetra-
genen Argumente für und gegen die 

verschiedenen Standorte vorenthalten 
worden seien.

«Auf Berichte angewiesen»
Das Bundesgericht hat die Beschwer-

de des Grundeigentümers nun gutge-
heissen. Für die Richter in Lausanne
gibt es keinen Grund, einem Einspre-
cher die Amtsberichte verschiedener 
Dienststellen beziehungsweise Fachbe-
hörden des Kantons vorzuenthalten. 
«Die vom Projekt betroffenen Personen 
sind auf die Kenntnis dieser Berichte
angewiesen, um sich substanziiert zum
Projekt und zu allfälligen Alternativen 
äussern zu können», heisst es im Urteil
des Bundesgerichts. Solche Amtsbe-
richte gehören damit zu den Verfah-
rensakten, in die Akteneinsicht zu 
gewähren ist. Geheimhaltungsinteres-
sen, die eine Einsicht rechtfertigen 
würden, sind nach Meinung des Bun-
desgerichts «weder dargetan noch er-
sichtlich». Der Streit geht nun an das 
Kantonsgericht zurück. Dieses muss 
dem Grundeigentümer Einblick in die
Amtsberichte geben und anschliessend 
neu darüber entscheiden, ob das Was-

serbauprojekt schliesslich bewilligt
werden kann.

Was sagt man beim Kanton zum 
Bundesgerichtsurteil? «Die kantonalen 
Behörden haben diese Amtsberichte
praxisgemäss und in Übereinstimmung 
mit der bisherigen Rechtsprechung des
Kantonsgerichts als ‹verwaltungsinterne 
Akten› behandelt, bei denen kein An-
spruch auf Akteneinsicht besteht», teilt
Erik Lustenberger, Leiter Rechtsdienst
beim Bau-, Umwelt- und Wirtschafts-
departement, auf Anfrage unserer Zei-
tung mit. Das Kantonsgericht habe 
diese Praxis gestützt. Das Bundesgericht 
habe nun aber in Fünferbesetzung – was
auf eine «umstrittene Grundsatzfrage» 
hindeute – entschieden, dass im vor-
liegenden Fall ein Anspruch auf Einsicht
in die Amtsberichte bestanden hätten,
so Lustenberger weiter. «Es liegt nun
am Kantonsgericht, über das weitere 
Verfahren zu befinden.»

URS-PETER INDERBITZIN/RED
kanton@luzernerzeitung.ch
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«Der Kanton
Luzern steht

finanziell auf gesunden 
Beinen.»

18. NOVEMBER:
Yvonne Hunkeler  e inen
Tag später  in  i hrem «Br ief
aus dem Kantonsrat» .

«Ich verlange vom 
Finanzdirektor

endlich neue Ideen und
Konzepte.»

17. NOVEMBER:
CVP-V izepräs ident in
Yvonne Hunkeler  im
Parte ib latt  «Konkret» .

Grosspartei
fährt Slalom

Die Exponenten der 
CVP, der grössten 
Luzerner Partei, ha-
ben Fieber – Wahl-

kampffieber. Nur so lässt sich 
der aktuelle Fauxpas der Par-
teiführung deuten. Was ist 
passiert? Am Montag schiesst 
die Parteispitze aus vollen 
Rohren gegen Finanzdirektor 
Marcel Schwerzmann. Es feh-
le die ordnende Hand des Fi-
nanzdirektors, und er habe 
«ein finanzpolitisches Desas-
ter» angerichtet. Tags darauf 
verteidigt Vizepräsidentin 
Yvonne Hunkeler die Finanz-
politik der letzten Jahre ge-
nauso öffentlich und hält fest, 
dass der Kanton «auf finan-
ziell gesunden Beinen» stehe. 
Was gilt denn nun?

Eine schlüssige Antwort auf 
diese Frage kann die Partei-
spitze nicht geben. Klar ist, 
dass die CVP mit einer
Mehrheit in der Regierung
liebäugelt. Damit lässt sich der
wiederholte Angriff auf den
parteilosen Marcel Schwerz-
mann erklären. Was das
Loblied auf die Finanzpolitik 
der letzten Jahre bezwecken 
soll, bleibt rätselhaft – 
Schwerzmann ist ja dafür
mitverantwortlich. Vielleicht 
lautet die Antwort schlicht so: 
Die CVP fährt gerade Slalom.

LUKAS NUSSBAUMER
lukas.nussbaumer@luzernerzeitung.ch

KOMMENTAR

Regierung gegen 
GLP-Vorschlag
DEMOKRATIEFORM rt. Michèle 
Graber, grünliberale Kantonsrätin aus
Udligenswil, hat eine Motion über eine 
Änderung des Stimmrechtsgesetzes
eingereicht (Ausgabe vom 8. Novem-
ber). Darin hat sie vorgeschlagen, dass 
die Gemeinden eine Möglichkeit er-
halten, das Stimmrechtsgesetz anzu-
passen. Dadurch soll es möglich sein, 
falls vor einer Gemeindeversammlung 
genügend Unterschriften gesammelt
werden, für ein bestimmtes Sachge-
schäft an der Urne eine Abstimmung
zu erwirken. Als Grund gab sie die
geringe Teilnehmerzahl an Gemeinde-
versammlungen sowie das fehlende 
Stimm- und Wahlgeheimnis an.

«Fraglich, ob Ziel erreicht wird» 
Die Regierung beantragt nun aber, 

die Motion abzulehnen. Es sei fraglich,
ob «mit einer Umsetzung der Motion
das Ziel, die Gemeindeversammlung 
zu stärken, erreicht wird». Zudem 
würde die mit der Motion geforderte
Regelung, «einen grundlegenden Sys-
temwechsel bei der Gemeindever-
sammlung bedeuten». Schwierigkeiten 
ortet die Regierung darin, dass die 
Stimmberechtigten vor der Gemeinde-
versammlung oft die Details eines 
Sachgeschäfts noch nicht kennen oder 
dass es aufgrund der Einzelberatung 
noch Änderungen geben kann.
Schliesslich betont die Regierung, es 
bestehe heute schon die Möglichkeit,
dass etwa bei grossen Ausgaben eine 
Ausgabenbewilligung mittels Urnen-
abstimmung erfolge.
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A bs t im mun g
K a nto n L uze r n vo m
30 . N ove m b e r 2014

Rolf Born
Kantonsrat
und Fraktionschef FDP,
Emmen

«Mit einer eigenen
Wirtschaftsfakultät
fliessen bis zu
3 Millionen nicht an
ausserkantonale Unis.»
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